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hunderts , und als einzigen Weg zur Rettung die Rückkehr zur offen⸗

barten Lehre des Chriſtentums .

Dieſes iſt die Grundanſchauung , die allen offiziellen Außerungen

und allen Friedensmahnungen des Papſtes zugrunde liegt . Uber

den Weg , der aus dem Kriege führt , hat er ſich in der an die Ober⸗

häupter der kriegführenden Völker am 1. Auguft 1917 gerichteten

Note in der bekannten Weiſe ausgeſprochen .

In den Forderungen : Friede ohne Annexionen und Entſchä

gungen , Freiheit der Meere , Abrüſtung und obligatoriſches Schieds⸗

gericht , beſteht das Friedensprogramm des Papſtes .

In dem Vorſchlage des Schiedsgerichts nimmt es einen Gedanken

auf , der dem germaniſchen Rechte nicht fremd iſt .

e

Viertes Kapitel .

Deutſchland und der Weltfriede .

Der Gedanke vom Bund der Völker , und zwar vom

wahren , der alle , die wollen , umfaßt , und in dem Recht

und Pflichten gleichmäßig verteilt ſind , war uns

Deutſchen in Zeiten ſchon geläufig , in denen England

und Frankreich noch an nichts anderes dachten , als an

die unverhüllte Unterjochung fremder Völker .

Vizekanzler von Payer in ſeiner Stuttgarter

Rede vom 12. September 1918 .

Weiſt die chriſtliche Gedankenwelt auf Grund der Einheit des

Menſchengeſchlechtes und der gegenſeitigen Liebe und Duldung aller

chriſtlichen Völker auf den Weg einer Friedensgemeinſchaft , ſo kommt

für uns Deutſche hinzu , daß in der Entwicklung unſeres Rechts⸗

lebens der Gedanke , Streitigkeiten nicht durch Gewalt , ſondern durch

Schiedsverfahren zu erledigen , eine große Rolle ſpielt . Es iſt das

Verdienſt von Dr . A. Hommerich , der Entwicklung des Schieds⸗

gerichtsgedankens im deutſchen Rechtsleben nachgegangen zu

ſein und uns dieſe Tatſache wieder ins Gedächtnis zurückgerufen zu

haben ( Deutſchtum und Schiedsgerichtsbarkeit , ein geſchichtlicher

Beitrag zu einer großen Gegenwarts⸗ und Zukunftsfrage , Freiburg

1918 ) . Schon in den älteſten Zeiten der deutſchen Geſchichte finden

wir denn die Tatſache , daß Streitigkeiten ſchiedsrichterlich beigelegt

werden . Der bei unſeren Vorfahren ſtark ausgebildete Hang zur

Genoſſenſchaftsbildung wies ſie mit Nachdruck auf dieſen Weg . Der

Schiedsgerichtsgedanke erfuhr dann neue Nahrung nach Einführung
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hriſtentums. Im Frankenreich , dem erſten politiſchen Geſamt⸗W885 id mit ſeinen germaniſchen und romaniſchen Völkern , einer

Art Staatenbund , kam der Schiedsgerichtsgedanke zur Anwendungin erweiterten Königsgerichten t, die unter Mitwirkung des Volkes
beſtehende Differenzen ſchiedsrick ' tlich erledigten . Im Jahre 587
vereinbarten die Könige zu Andlau , Be ſitzfragen rechtlich zu —
und ſich gegenſeitig Frieden zu halten . Dieſe Zeit iſt auch beſonders
intereſſant , weil ſchon damals die Biſchöfe in Streitigkeiten
zwiſchen einzelnen Staaten

bzw. ihren Fürſten vermittelten . Der
deutſc ) Berfaſſune Waitz＋4 iſtoriker Waitz gibt den Biſchöfen das Zeugnis,daß ihr 1 s Anſehen ſie für die Han bung von Recht und Friedenund für die Entſcheidung von igkeiten beſonders geeignet0 —

—machte . Als nach Karl dem Großen die Entwickli ing der Territorial⸗
zte N 01 1
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gewalten einſetzte , bot ſiech bei den zahlreichen Kon flikten dem Schiedsgerichts edanken ein weites Feld. Des Königs vornehmſte Aufgabe
war es , und als ſolche

801
es , Fehden und Streitigkeiten ſchieds

gerichtlich auszugleichen . Von Ludwig dem Deutſchen z. B. wei 5
man , daß der Biſchof Rataldo 873 von ihm mit einem
Schiedsr teramt kdetraut wurde . Auch ei ne wef ſentliche Aufgabe der
Reich rſammlungen war es , Streit igkeiten auf dieſemWege be tuleg n. Waitz en

ſe

3
z hebt unter den nachfolgenden Königer

Heinrich III . beſonders hervor , bei dem er eine auf religiöf
Stimmung beruhende Neigung zu friedlicher Beilegung von
Streitigkeiten feſtſtellt . In der Zeit der

— — — — war der

* ganz beſonders wirkſam . In d ieſer Zeit
bilde das Reich nur eine loſe Vereinigung autonomer Gewalten ,

ung manchen Landfriedensbundes war die vor⸗
igung über Streitpunkte . Aber ihr Zweck ſollteind ging dahin , daß die Teilnehmer ſich ver⸗

ntereinander zu entſagen und Streitigkeiten
0 ſondern auf dem Wege des Rechtes vor

dsrichtern zum Austr rag zu bringen . Es mag
die Hanſa , der Rheiniſche Städte⸗
er

un

893 ————soraus

vereinbarten

darin erinnert werden , daß bereit
bund und der Kurverein von Renſe feſte Formen für Schieds⸗
gerichte beſaßen . Im 14 . Jahrhundert war das Schiedsprinzip ſo
allgemein , daß , wie Leonhardi , Das Austrägalverfahren des
Deutſchen Bundes , ſchreibt, „ man es für Anſtandsverle etzung hielt ,
einen Fürſten beim Kaiſer zu ehe man ihn befragt hatte ,ob er ſich nicht den Au tstrag eines dritten Fürſten wolle gefallen
laſſen ; noch übler deutete man es 3 — alſo Befragten , wenn er ſich
den Austrag nicht wollte gefallen laſſen . War die Sache zum Austrag
gediehen , ſo würde man es beinahe für ehrlos gehalten haben ,
wenn man den erteilten Spruch nicht hätte befolgen wollen . Ja , es
ging ſogar ſo weit , daß es keineswegs zu den ſeltenſten Fällen gehört ,
daß Kurfürſten , ſogar der Kaiſer als Obmann ar ifgerufen wurden . “
Bald machte ſich das Beſtreben bemerkbar , das in den verſchiedenen
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Landfriedensbunden zum Ausdruck kommende Schiedsweſen
vereinheitlichen . Die verſchiedenen dahinzielenden Verſuche im

14. Jahrhundert kamen erſr unter Maxmilian J. zu feſter Geſtalt ,

dem es 1495 auf dem Reichstag zu Worms gelang , den ewigen La

frieden aufzurichten und das ſogenannte Reichskammergericht

errichten , deſſen Zweck es war , „jede Kränkung des Rechtes teils der

Landesherren untereinander , teils der Landſaſſen unter ſich oder

durch die Landesherren zu beſeitigen “ ( Janſen - ⸗Paſtor , Geſchichte d

deutſchen Volkes ) . Das bedeutete den völligen Durchbruch
d

Rechtsganges im innerdeutſchen Rechtsleben , dem Mißbrauch des

Fehdeganges war ein Ende gemacht . Neben der durch die maximi⸗

lianiſche Neuordnung hervorgerufenen Entwicklung der Dinge wurde

der freie ſchiedsrichterliche Austrag für die Kurfürſten , Fürſten und

Fürſtmäßigen aber weiter beibehalten , nur daß dieſes Prinzip

organiſch mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit verknüpft wurde . Die

Stände waren an die Austräge gewöhnt und wollten nicht auf ſie

verzichten . Unter Karl V. und Ferdinand 1. kam das Austrags

wefen noch einmal zu hoher Blüte , aber mit der erſtarkenden

Gerichtsbarkeit der Landesherren , mit der Dezentraliſation des

Reichs , mit dem Schwinden des Zuſammengehörigkeitsgefühls , der

Fürſten untereinander verlor es ſeine wirkliche Bedeutung für die

Handhabung des Rechtes .

Als die Not der Zeiten um die Wende des 18 . Jahrhunderts

deutſchen Staaten auf den Weg neuen Zuſammenſchluſſes wies und

das völkerrechtliche Gebilde des Deutſchen Bundes unter den der

Fürſten zuſtande kam zur Wahrung ihrer eigenen Inabhän

und zur Sicherung Deutſchlands , da trat für die Regelung

Streitigkeiten zwiſchen den untereinander unabhängigen Bundes

ſtaaten der Schiedsgerichtsgedanke zu neuer Erſcheinung , indem

Selbſthilfe und Krieg untereinander ausgeſchloſſen ſein ſollten .
3

Streitfällen war die Bundesverſammlung anzurufen , die die Aufgabe

hatte , Frieden zu ſtiften . Artikel 11 , Abſ . 4 der deutſchen Bundesatte

von 1815 lautet :

„ Die Bundesmitglieder machen ſich ebenfalls verbindlich , e

ander unter keinerlei Vorwand zu bekriegen ,

ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen , ſondern

ſie bei der Bundesverſammlung anzubringen . Dieſer liegt alsdann ob

die Vermittlung durch einen Ausſchuß zu verſuchen ; falls dieſer Ver⸗

ſuch fehlſchlagen ſollte und demnach eine richterliche Entſcheidung
2

wendig würde , ſolche durch eine wohlgeordnete Austrägalinſtanz zu

wirken , deren Ausſpruch die ſtreitenden Teile ſich ſofort zu unterw

haben . “

Ebenſo wie der Deutſche Bund auf dieſe Weiſe zwiſchen ſeit

eigenen Mitgliedern den Frieden wahren mußte , traf er auch Vor

ſorge für die Ruhe im Innern der einzelnen Staaten . Bei inneren

Unruhen , die die Sicherheit des Bundes bedrohten , hatte er ein
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Wenn Deuſchland , wie wir ſehen , ein Hort des hiedsgedankens

iſt , ſo kann ihm auch der Schiedsgedanke in der Welt nicht fremd

ſein . Die Entwicklung zur Bindung im Recht , die von der Familie ,

von loſen Verbänden , Stämmen zu Staaten und Sto erbänden

ührt hat , wird auch über den Staatsver

em Gemeinweſen der ganzen Menſchh

nach ſeinem Trieb

hen Entwickeln der ) hiedsidee in

nicht fremd ſein . Mit Recht ſagt
Hor i Schrift , daß die mod

sgerichtsbarkeit zwar

indlagen in bedeutſamenGTIu

ur Genoſſenſck

eineihrer

ammenhängen

der deutſchen Rechtsgeſchichte hat . Wenn Deutſchland

für die Menſchheitsaufgaben der Zukunft beitragen will , ſo braucht

es nur im Sinne zu handeln , der ihm in ſeiner Rechts

gezeichnet iſt .

Aber auch Deutſchlands großer Pl ph , t, iſt ein Künd

Weltfriedens

chichte vor

innerer
auch ohnevüſtungen ,

ſchöpfung ihrer Kraft

ſo viel traurige

geſetzloſen 31
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Kräfte des Staates , alle

noch größeren Kultur gebracht werden könnten ,

Freiheit wird an ſo vielen Orten

bruch geta n und die mütterliche Vor Jorge des

Glieder in eine unerbittliche Härte der Forderung

dieſe doch auch durch die Beſorgnis 8 ußere

fertigt wird . “

Früchte ſeiner Kultur , die zu
verwandt ;

mächtiger Ab⸗

Staates für einzeln

en verwandelt ,

r Gefahr gerecht

Außerordentlich wichtig iſt das , was Kant in ſe iner Abhandlun

„ Über 3 meinſpruch : Das mag in der Theori — — ſeit ,
3 ) “ über diefür die Praxis ( 179

ſpricht von dem „ſchre cklichen

Verfaſſung unter einem Obe

taugt aber nich

bundes ſagt . Er

weltbürger lichhen

5 lkerbundes

Ver thütung des Krieges den 1 echtlichen

Deſpotismus

unter Führung einer Mächtegrup pe,

1 des

rhaupt, alſo ei

und vertritt zur

uſfkend einer
Föderationdder Staaten nacheinem gemeeinſchaf
lichen Völkerrecht . Was Kant daran anſchl ießend über den
Imperialismus , über die Rüſtungslaſten , über Teuerung , Inflatior

und das Anleihe ſyſt em ſagt , um zu dem Schluß zu kommen , daß d

oder Frieden in die Hände des Volkes
ſcheidung über

1legen iſt , iſt beſonders bemerkenswert :

„ Auch die Not aus den beſtändigen Kriegen ,

Staaten einander zu ſchmälern oder zu 9 —

letzt dahin bringen , ſelbſtwider Willen ,

bürgerliche Verfa ſſung zu treten ; 0
eines allgemeinen Friedens auf einer anderen S

ährlicher, indem er den ſchrecklichſten D

ct, ſo muß ſich dieſe Not doch zu einem

weltbürgerlicheszwar kein

einem Oberhaupt

der Föderation nach einem gemeinſ
redeten Völkerrecht iſt .

fortrückende
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Kriege vervielfältigen , und d

bender Löhnung ) vermehrte , auf ſte hendem Fuß

haltene , mit ſtets zablreicheren —

immer höhere Koſten verurſachen muß ; indes die

niſſe fortdauernd wachſen , ohne daß ein ihnen

Denn da die

wachſenden Hange ,

zu egrößern , die

ſchreitender Zuwachs der ſie vorſtellenden Metalle

kein Friede auch ſo lange dauert , daß das Erſparr

dem Koſtenaufwand für den

Erfindung der Staatsſchulden zwar

letzt vernichtendes Hilfsmittel iſt :

ſollen , aber nicht tat ,

ein jeder Staat in ſeinem Innern

Staatsoberhaupt , dem der Krieg ( weil e
lich des Volks

5
führt ) eigent tlich nichts koſtet ,

dem es ſelbſt koſtet , die entſcheidende

ein ſin nreich

ſo muß , was

Weſen un

aber doch ein rechtlicher

Kultur der Staaten mit dem zugleich
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ſelbſt Urſache von Angriffskriegen , um dieſe Laſt loszu⸗

werden ; wozu kommt , daß zum Töten oder Getötetzuwer⸗

denin Sold genommen zu ſein , einen Gebrauch von Menſchen

als bloßen Maſchinen und Werkzeugen in der Hand eines anderen ( des

Staats ) zu erhalten ſcheint , der ſich nicht wohl mit dem Rechte

der Menſchheit in unſerer eigenen Perſon ver⸗

einigen läßt . Ganz anders iſt es mit der freiwilligen periodiſch

vorgenommenen Übung der Staatsbürger in Waffengewand , ſich und

ihr Vaterland dadurch gegen Angriffe von außen zu ſichern . “

Im vierten Artikel fordert Kant , daß keine Staatsſchulden
in Beziehung auf äußere Staatshändel gemacht werden , weil die

Leichtigkeit der Aufnahme von Krediten zur Kriegführung ein

großes Hindernis des ewigen Friedens ſei .

Im fünften Artikel geißelt Kant die Interventions⸗
politik , im ſechſten Artikel verlangt er , daß kein Staat im

Kriege mit einem anderen ſolche Feindſeligkeiten ſich erlauben ſolle ,

welche das wechſelſeitige Zutrauen im künftigen Frieden unmöglich
machen müßten . Kant plädiert alſo hier für eine gewiſſe Be⸗

ſchränkung in den Kriegsmitteln und in der

Kriegführung , wie ſie heute ja durch völkerrechtliche Ab⸗

machungen geregelt iſt .

Der erſte Definitivartikel Kants lautet , die bürgerliche Ver⸗

faſſung in jedem Staate ſolle republikaniſch ſein . Damit meint Kant

nun nicht etwa republikaniſch im heutigen Sinne , ſondern republi⸗

kaniſcher Staat heißt ihm jede Form des Rechtsſtaates mit einem

verfaſſungsmäßigen Anteil der Bürger an de

Staatsgewalt . Wie Kant ſchon in einer früheren Schrif
Entſcheidung über Kri nd Frie⸗ in die Hände des Volkes ge⸗

At 1
legt haben wollte , ſo ſchein der internationale Friede

erſt bei einer vor dem Volk verantwortlichen
1*

Regierung ſicher zu ſein . Der zweite Definitiva lver⸗

langt , daß das Völkerrecht auf einen Föderalismus
freier Staaten gegründet ſein ſolle . Um den Kampf aller

gegen alle durch einen Friedenszuſtand zu erſetzen , müſſe dieſer durch
einen Vertrag der Völker untereinander geſichert werden .

Während der Friedensvertrag nur einen Krieg zu been t ſuche ,

nüſſe der Friedensbund unter den Völkern alle

Kriege aufimmer zubeendigen ſuchen :
„ Dieſer Bund geht auf keinen Erwerb irgendeiner

Macht des Staates , ſondern lediglich auf Erhal⸗

tung und Sicherung der Freiheit eines Staates

für ſich ſelbſt und zugleich anderer verbündeten

Staaten , ohne daß dieſe doch ſich deshalb öffent⸗

lichen Geſetzen und einem Zwange unter demſelben
unterwerfen dürfen . Die Ausführbarkeit dieſer
Idee der Föderalität , die ſich allmählich über alle
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Staaten erſtrecken ſoll und ſo zum ewigen Frieder

nführt äßt ſich darſtellen . “
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r————... Krieges und zu derſelben Forderung nach Einrichtungen zur Be

ſeitigung bzw. möglichſten Einſchränkung des Krieges , wie die Päpſte
die Hüter und Verkörperer des chriſtlichen Sittengeſetzes . Aber nock

andere hervorragende Deutſche um die Wende des 18. Jahrhunderts

beſchäftigten ſich mit dem Gedanken des Friedens . Schlegel vertr

ſogar die Forderung eines Völkerſtaates , den Kant in ſeinen Aus

führungen zum zwei definitivartikel im „ Ewigen Frieden “ ab

gelehnt hatte . Auch Schell ig , Herder und Novalis waren den Kant

ſchen Ideen ergeben . Selbſt der Fichte der 90er Jahre iſt in di

Richtung zu nehmen , es braucht nur auf ſeine Schrift „ Die

ſtimmung des Menf hingewie eſen zu werden .

Fünftes Kapitel .

Vorläufer des Völkerbundes .

Wir haben geſehen , daß die Idee einer dauernden Friedensve
ſicherung durch eine irgendwie geartete und organiſierte Völker

gemeinſchaft immer wieder in der Geſchichte aufgetaucht und zu ver

wirklichen verſucht worden iſt , daß ſie aus dem Chriſtentum ſtets

wieder Nahrung erhalten , daß der Gedanke des Schiedsgerichts in de

deutſchen Rechts - und Verfaſſun igsgeſchichte eine große Rolle geſpieltund der Gedanke des ewigen Friedens und ſeiner Sicherung durch

eine Föder⸗ation der Staaten unter den deutſchen Denkern vor allem

den Köniĩsberger Kant ſehr ſtark beſchäftigt hat . Alles , was bis auf

Kant an Friedensſicherungen praktiſch verwirklicht , empfohlen und

gedacht worden iſt , entſprach den jeweiligen En twicklungsſtufen der

Zeiten und politiſchen Nebenzwecken . Wenn heute eine
—

ſchab ! in Form eines Völkerbundes von allen erſehnt wird , ſo ver

ſtehen wir darunter einen freien Bund ſelbſtändiger Nationen , die
ſich zur Wahrung und Sicherung der allgemeinen Intereſſen und de

Friedens unter ſelbſt geſetzten Bedingungen zuſammenſchließen .

Dieſe Form des Völkerbundes iſt bereits in den verſchiedenen

Föderativſtaaten , wie in der nordamerikaniſchen
Union , der Schweiz , dem Deutſchen Reiche u. a. , vor

gebildet , deren Verfaſſung den einzelnen Gliedern volle Freiheit und

Unabhängigkeit in den Fragen ihres innerſtaatlichen Lebens ge —

währt und nur die Löſung beſtimmter , das Intereſſe des Geſamt⸗
ſtaates berührender Fragen einer Repräſentation des Geſamtſtaates
vorbehält . Zu dieſem letzteren gehören alle Fragen , die Handel und

Verkehr berühren , alſo das Zoll - und Handelsweſen , das Eiſenbahn⸗ ,
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